
 

  

S 11 U 219/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 17
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 11 U 219/99
Datum 27.11.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 17 U 9/03
Datum 26.02.2004

3. Instanz

Datum -

I. Unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Bayreuth vom 27.11.2002 sowie
des Bescheides vom 13.07.1999 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
10.09.1999 wird die Beklagte verurteilt, das Ereignis vom 14.08.1993 als
Arbeitsunfall anzuerkennen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung des Ereignisses vom 14.08.1993 als
Arbeitsunfall streitig.

Der 1964 geborene KlÃ¤ger erlitt am Samstag, den 14.08.1993 einen
Motorradunfall. Gegen 18.15 Uhr verunglÃ¼ckte er auf der OrtsverbindungsstraÃ�e
G. schwer. Er erlitt ein Polytrauma, insbesondere ein gedecktes SchÃ¤delhirntrauma
1. Grades, erstgradige offene distale Humerusfraktur links, erstgradige offene
Unterarmschaftfraktur links, zweitgradige offene Femurschaftfraktur links,
zweitgradige offene Unterschenkelfraktur links, Claviculafraktur links, Parese des

                               1 / 7



 

Plexus brachialis links, Parese des Nervus fibularis und Nervus tibialis links,
groÃ�flÃ¤chige SchÃ¼rfwunden am linken Oberarm und an der linken Schulter
sowie eine Nierenkontusion links (Arztbericht des Kreiskrankenhauses S. vom
12.08.1998).

Antrag auf Anerkennung als Arbeitsunfall stellte der KlÃ¤ger erst ca. 5 Jahre
spÃ¤ter, am 03.06.1998. Er gab an, er sei mit seinem Motorrad verunglÃ¼ckt, als er
fÃ¼r die Firma D. , Korbwarenfabrikation, Werbeplakate fÃ¼r eine
Sonderveranstaltung in der weiteren Umgebung zwischen K. und S. ausfuhr. Inhaber
der Firma war sein Schwiegervater H. D â�¦ Der KlÃ¤ger war seit 04.07.1992
verheiratet. In seinem Hauptberuf war er als Werkzeugmacher und Leiter der
Betriebstechnik bei der Firma Z. , Druckgusswerk, in S. tÃ¤tig. Er wohnte nicht bei
seinem Schwiegervater, sondern etwa 100 Meter von dessen Haus entfernt.

Der Schwiegervater und Firmeninhaber gab an, sein Schwiegersohn sei von ihm
angewiesen worden, Werbeplakate fÃ¼r eine Sonderveranstaltung seiner Firma
auszufahren. Entgelt habe er ihm dafÃ¼r nicht gezahlt. Ob ein konkreter
Arbeitsvertrag vorgelegen habe, wisse er nicht mehr. Sein Schwiegersohn habe
nicht stÃ¤ndig bei ihm gearbeitet. Er habe lediglich auf seine Anweisung hin diese
eine Aktion mitgestaltet. Den Unfall habe er seinerzeit nicht bei der
Berufsgenossenschaft gemeldet, da er der Meinung gewesen sei, der KlÃ¤ger sei
nicht als Arbeitnehmer seines Betriebes vom Schutz der Berufsgenossenschaft mit
umfasst. Der KlÃ¤ger habe, wenn z.B. Markt war, die Aufbauten der StÃ¤nde
besorgt. DarÃ¼ber hinaus habe er mehrfach Werbematerialien ausgefahren und
ausgeholfen. Dies sei etwa einmal in der Woche geschehen (SchriftsÃ¤tze vom
24.07.1998 und 07.09.1998). Der KlÃ¤ger selbst hatte bei der polizeilichen
Vernehmung am 26.08.1993 ausgefÃ¼hrt, dass er zur Unfallzeit auf der RÃ¼ckfahrt
von G. zu seinem Wohnort gewesen sei. Er habe in G. ein Plakat aufgehÃ¤ngt, eine
Einladung zum Korbfest.

Mit Bescheid vom 13.07.1999 verneinte die Beklagte einen Anspruch auf Leistungen
aus der gesetzlichen Unfallversicherung. Sie fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger sei zum
Unfallzeitpunkt kein Arbeitnehmer der Firma D. gewesen. Auch die Anwendung des
Â§ 539 Abs 2 Reichsversicherungsordnung (RVO) scheide aus, da er zum
Unfallzeitpunkt lediglich aus GefÃ¤lligkeit im Rahmen einer Motorradtour Plakate
fÃ¼r das vom Schwiegervater veranstaltete Korbfest in den umliegenden
Ortschaften verteilt habe (bestÃ¤tigt durch Widerspruchsbescheid vom
10.09.1999).

Gegen diese Bescheide hat der KlÃ¤ger Klage zum Sozialgericht Bayreuth erhoben
und beantragt, den Motorradunfall als Arbeitsunfall anzuerkennen und zu
entschÃ¤digen.

Er hat ausgefÃ¼hrt, dass Herr D. fÃ¼r die Vorbereitung und DurchfÃ¼hrung des
Korbfestes mehrere HilfskrÃ¤fte benÃ¶tigte. In Vorbereitung des Festes seien im
Wesentlichen im nÃ¤heren Umkreis Plakate aufzuhÃ¤ngen gewesen. Diese
TÃ¤tigkeit sei zwischen Herrn D. , ihm und seiner Frau aufgeteilt worden. Er habe
am 14.08.1993 mit ca. 30 Plakaten "beladen" seine Motorradfahrt unternommen.
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Dies sei kein Freizeitmotorradunfall gewesen, vielmehr habe er wie ein
BeschÃ¤ftigter der Firma D. gearbeitet und genieÃ�e daher Versicherungsschutz
nach Â§ 539 Abs 2 RVO. Er habe seinen Schwiegervater je nach Bedarf
unterstÃ¼tzt. Manchmal habe er jeden Abend nach der Arbeit, manchmal nur
einmal in der Woche etwas fÃ¼r ihn getan. Dies seien immer Arbeiten gewesen, die
Herr D. nicht selbst verrichten konnte. Der Schwiegervater habe ihm die Arbeiten
auch meistens finanziell entlohnt. Er habe bereits ca. drei bis fÃ¼nf Jahre vor 1992,
als er seine Frau kennen lernte, fÃ¼r seinen spÃ¤teren Schwiegervater Arbeiten
verrichtet.

Der Schwiegervater des KlÃ¤gers hat als Zeuge im ErÃ¶rterungstermin am
27.06.2002 ausgesagt, dieser habe bereits vor der Verbindung mit seiner Tochter
bei ihm Arbeiten verrichtet und mitgeholfen, und zwar zweimal wÃ¶chentlich. Er
habe im direkt angrenzenden Nachbarhaus gewohnt. Nach der Verbindung mit der
Tochter habe er in gleicher Weise wie frÃ¼her fÃ¼r ihn gearbeitet. Es dÃ¼rften
etwa 6 Stunden pro Woche gewesen sein. Umgekehrt habe seine Frau beim KlÃ¤ger
anfallende Arbeiten erledigt. Finanzielle Zuwendungen habe er nicht geleistet. Er
habe ihm nicht fÃ¼r alles Geld geben kÃ¶nnen. Wenn er ihm einmal kein Geld
geben konnte, habe dieser spÃ¤ter etwas mehr erhalten. FÃ¼r das Ausfahren der
Werbeplakate habe er ihn nicht bezahlt.

Die Beklagte hat die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers am Unfalltag weder im Rahmen eines
BeschÃ¤ftigungsvehÃ¤ltnisses bei der Firma D. noch als freie
UnternehmertÃ¤tigkeit angesehen. Die TÃ¤tigkeit sei nicht arbeitnehmerÃ¤hnlich
gewesen, vielmehr unternehmerÃ¤hnlich fÃ¼r das Unternehmen D â�¦ Es bestehe
daher kein Versicherungsschutz fÃ¼r den Motorradunfall.

Mit Urteil vom 27.11.2002 hat das SG Bayreuth die Klage abgewiesen. Das Ereignis
vom 14.08.1993 sei kein Arbeitsunfall. Der KlÃ¤ger habe damals nicht zum
versicherten Personenkreis gehÃ¶rt, da er kein BeschÃ¤ftigter der Firma D.
gewesen und zur Unfallzeit auch nicht wie ein abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter tÃ¤tig
geworden sei.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und vorgetragen, seine
TÃ¤tigkeit sei arbeitnehmerÃ¤hnlich ausgeÃ¼bt worden. Sie sei keine
GefÃ¤lligkeitshandlung aufgrund familiÃ¤rer Beziehungen gewesen. Dies komme
bereits dadurch zum Ausdruck, dass er fÃ¼r die Firma D. bereits vor Aufnahme
familiÃ¤rer Bindungen tÃ¤tig gewesen sei. Dieses TÃ¤tigkeitsverhÃ¤ltnis habe
durch seine Beziehung zur Tochter von Herrn D. bzw. die Heirat keinerlei
Ã�nderungen erfahren. Von einer familienhaft geprÃ¤gten Mithilfe kÃ¶nne deshalb
keine Rede sein. Er selbst sei unregelmÃ¤Ã�ig fÃ¼r seine TÃ¤tigkeit vergÃ¼tet
worden, entsprechend der finanziellen Mittel, die Herr D. gerade zur Hand hatte.
Habe er fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit einmal kein Geld erhalten, so habe er das nÃ¤chste
Mal mehr erhalten. Daraus sei eine Verpflichtung zur Entlohnung zu ersehen.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des SG Bayreuth
vom 27.11.2002 sowie des Bescheides vom 13.07.1999 idF des
Widerspruchsbescheides vom 10.09.1999 zu verurteilen, das Ereignis vom
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14.08.1993 als Arbeitsunfall anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des SG
Bayreuth vom 27.11.2002 zurÃ¼ckzuweisen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 26.02.2004 haben sich die Beteiligten damit
einverstanden erklÃ¤rt, dass der Berichterstatter in der Sache als Einzelrichter
entscheidet.

ErgÃ¤nzend wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Gerichtsakten
erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die frist- und formgerecht eingelegte Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig und auch
begrÃ¼ndet.

Entgegen der Auffassung des SG Bayreuth ist das Ereignis vom 14.08.1993 als
Arbeitsunfall im Sinne des Â§ 539 Abs 2 RVO anzuerkennen, da der KlÃ¤ger wie ein
nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO Versicherter tÃ¤tig war.

Anzuwenden sind im vorliegenden Falle noch die Vorschriften der RVO, da sich das
zu beurteilende Ereignis vor dem 01.01.1997 ereignete (Art 36 des
Unfallversicherungs-Einordnungsgesetzes, Â§ 212 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch
â�� SGB VII).

Die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers fÃ¼r seinen Schwiegervater stellte keine
BeschÃ¤ftigung im Sinne des Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO dar, denn zwischen
Schwiegervater und Schwiegersohn bestand kein ArbeitsverhÃ¤ltnis. Die fÃ¼r ein
abhÃ¤ngiges BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis erforderliche Weisungsgebundenheit
sowie persÃ¶nliche AbhÃ¤ngigkeit des Arbeitnehmers vom Arbeitgeber lagen nicht
vor.

Der KlÃ¤ger ist aber wie ein nach Â§ 539 Abs 1 Nr 1 RVO Versicherter tÃ¤tig
geworden (Â§ 539 Abs 2 RVO). Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts liegt eine arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit im Sinne des Â§
539 Abs 2 RVO vor, wenn eine ernstliche, dem in Betracht kommenden fremden
Unternehmen dienende TÃ¤tigkeit verrichtet wird, die dem wirklichen oder
mutmaÃ�lichen Willen des Unternehmers entspricht und ihrer Art nach auch von
Personen verrichtet werden kann, die in einem dem allgemeinen Arbeitsmarkt
zuzurechnenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis stehen. Diese TÃ¤tigkeit muss zudem
unter solchen UmstÃ¤nden geleistet werden, dass sie einer TÃ¤tigkeit aufgrund
eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses Ã¤hnlich ist (stÃ¤ndige Rechtsprechung des
BSG, ua BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 25 mwN). Freundschafts- oder
GefÃ¤lligkeitsdienste sind dabei als arbeitnehmerÃ¤hnlich versichert, sofern sie im
Zusammenhang mit konkreten betrieblichen Belangen stehen, auch wenn sie nur
mittelbar der FÃ¶rderung des Unternehmens dienen. Auf die BeweggrÃ¼nde, die
der TÃ¤tigkeit zugrunde liegen, kommt es nicht an, sondern allein auf die Art der
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TÃ¤tigkeit. Dem Versicherungsschutz des Â§ 539 Abs 2 RVO steht also
grundsÃ¤tzlich nicht entgegen, wenn der TÃ¤tigwerdende mit dem Unternehmer
verwandt oder verschwÃ¤gert war (BSG SozR 2200 Â§ 539 Nr 34).

Bei GefÃ¤lligkeitshandlungen, die unter Verwandten oder VerschwÃ¤gerten
vorgenommen werden und von familiÃ¤ren Beziehungen und Bindungen zwischen
AngehÃ¶rigen geprÃ¤gt sind, besteht aber in der Regel kein Versicherungsschutz
(BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 15). Denn je enger eine Gemeinschaft ist, umso
grÃ¶Ã�er wird regelmÃ¤Ã�ig der Rahmen sein, innerhalb dessen bestimmte
TÃ¤tigkeiten ihr GeprÃ¤ge daraus erhalten (stÃ¤ndige Rechtsprechung des BSG,
insb. BSG SozR 3-2200 Â§ 539 Nr 25).

Eine generelle Festlegung dessen, was eine rechtlich wesentlich allein von
familiÃ¤ren Bindungen geprÃ¤gte TÃ¤tigkeit darstellt, ist nicht mÃ¶glich.
Entscheidend kommt es auf die gesamten UmstÃ¤nde des Einzelfalles an,
insbesondere Art, Umfang und Zeitdauer der verrichteten TÃ¤tigkeiten sowie die
StÃ¤rke der tatsÃ¤chlichen verwandtschaftlichen Beziehungen. Wann diese Grenze
verwandtschaftlicher GefÃ¤lligkeitsleistung also erreicht oder Ã¼berschritten wird,
hÃ¤ngt von den UmstÃ¤nden des Einzelfalles unter lebensnaher, natÃ¼rlicher
Betrachtungsweise ab (BSGE 18, 143; BSG vom 01.02.1979 â�� SGb 79, 435).
Daraus ist zu schlieÃ�en, dass eine ernstliche TÃ¤tigkeit, die Ã¼ber das hinausgeht,
was sich allgemein aus verwandtschaftlichen Beziehungen ergibt und die
normalerweise von abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigten erbracht wird (Podzun, Der
Unfallsachbearbeiter, 301 S 11), dennoch unter Versicherunsschutz steht. Dabei
kommt auch der Dauer der TÃ¤tigkeit grÃ¶Ã�ere Bedeutung zu als sonst (BSG SozR
3-2200 Â§ 539 Nr 9). Je kÃ¼rzer die Dauer der TÃ¤tigkeit ist, desto mehr spricht
fÃ¼r eine rein verwandtschaftliche GefÃ¤lligkeitsleistung (Kasseler Kommentar â��
Riecke â�� Â§ 2 SGB VII RdNr 110).

Der Einzelrichter ist Ã¼berzeugt, dass unter BerÃ¼cksichtigung der Angaben des
KlÃ¤gers sowie der Zeugenaussage seines Schwiegervaters der KlÃ¤ger ca. sechs
Stunden in der Woche nach Ende seiner hauptberuflichen TÃ¤tigkeit im Betrieb des
Schwiegervaters mitgearbeitet hat. Diese TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkte sich nicht nur
auf Hilfeleistungen. Vielmehr wurde sie mit einer gewissen RegelmÃ¤Ã�igkeit
wÃ¶chentlich verrichtet. Im Wesentlichen handelte es sich um TÃ¤tigkeiten, die der
Schwiegervater nicht selbst verrichten konnte. Darunter fielen z.B. die Reparatur
des Kompressors, des PKWs und anderer Maschinen. Auch hat der KlÃ¤ger Sachen
fÃ¼r seinen Schwiegervater ausgefahren und ihn bei Marktveranstaltungen
unterstÃ¼tzt, z.B. durch Fahrten von LKWs, Aufbau von StÃ¤nden, zum Teil
VerkaufstÃ¤tigkeiten, aber auch Ausfahren von Werbematerialien. FÃ¼r diese
TÃ¤tigkeiten ist der KlÃ¤ger grundsÃ¤tzlich entlohnt worden, zum Teil in Naturalien
oder durch die Mithilfe der Schwiegermutter. Die AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers, der
stets eine Gegenleistung fÃ¼r seine TÃ¤tigkeiten unterstellt, sind insoweit
glaubwÃ¼rdiger als die zum Teil widersprÃ¼chlichen Angaben seines
Schwiegervaters. Dieser bestreitet eine Gegenleistung fÃ¼r die TÃ¤tigkeiten des
KlÃ¤gers aber ebenfalls nicht. Die arbeitnehmerÃ¤hnliche TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
wird auch untermauert, dass er bereits vor der Verbindung mit der Tochter des
Firmeninhabers zwei Mal in der Woche Arbeiten fÃ¼r ihn verrichtete, die teils durch

                               5 / 7

https://dejure.org/gesetze/RVO/539.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%20539%20Nr%2034
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20539%20Nr%2015
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20539%20Nr%2025
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2018,%20143
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20539%20Nr%209
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20539%20Nr%209
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html


 

Geld, teils durch Sachleistung entlohnt wurden.

Nach Auffassung des Einzelrichters geht die nachgewiesene TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers
im Betrieb seines Schwiegervaters Ã¼ber eine verwandtschaftliche GefÃ¤lligkeit
hinaus, so dass sie â�� wenn auch als Grenzfall â�� als arbeitnehmerÃ¤hnlich
anzusehen ist. Zweifellos lag zwar eine enge Beziehung zwischen dem
Firmeninhaber und seinem Schwiegersohn vor. Dies kommt nicht zuletzt in der
Mithilfe des KlÃ¤gers im Betrieb seines Schwiegervaters zum Ausdruck. Es bestand
auch ein intakter Familienverband mit einer engen verwandtschaftlichen Beziehung.
Zudem hatte der Schwiegervater ein besonderes Vertrauen in die Person des
KlÃ¤gers dadurch gesetzt, dass er ihm nicht unwichtige, verantwortungsvolle
Dienste anvertraute.

Die gesamten UmstÃ¤nde sprechen aber gegen rein verwandtschaftliche
GefÃ¤lligkeitshandlungen. Die GesamttÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers ist eine Ã¼ber die
durch familiÃ¤re Beziehung geprÃ¤gte GefÃ¤lligkeitsleistung hinausgehende
TÃ¤tigkeit. Dabei ist zu beachten, dass der KlÃ¤ger als Schwiegersohn mit dem
Firmeninhaber nur verschwÃ¤gert, nicht aber verwandt war wie z.B. ein eigener
Sohn. Eine regelmÃ¤Ã�ige TÃ¤tigkeit im Betrieb des Schwiegervaters von ca. fÃ¼nf
bis sechs Stunden in der Woche geht Ã¼ber eine durch familiÃ¤re Beziehung
geprÃ¤gte TÃ¤tigkeit hinaus. Es ist nicht Ã¼blich, regelmÃ¤Ã�ig fÃ¼nf bis sechs
Stunden in der Woche fÃ¼r seinen Schwiegervater zu arbeiten. Dies ist auch nicht
selbstverstÃ¤ndlich (siehe Podzun aaO S 11). FÃ¼nf bis sechs Stunden Mitarbeit in
der Woche stellen keine Hilfeleistung im Rahmen alltÃ¤glicher verwandtschaftlicher
GefÃ¤lligkeiten dar. Sie sind weder unbedeutend, noch geringfÃ¼gig noch einmalig.
Vielmehr wÃ¼rde diese TÃ¤tigkeit schon ihrer Art nach von einem abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer wahrgenommen werden kÃ¶nnen, d.h. von einer
Person, die in einem Unternehmen in persÃ¶nlicher und wirtschaftlicher
AbhÃ¤ngigkeit zum Arbeitgeber stÃ¼nde (BSG vom 01.02.1979 â�� BSG SozR 2200
Â§ 539 Nr 55). Durch die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers wurde ein Arbeitnehmer ersetzt,
so dass er rechtlich "wie ein Arbeitnehmer" gehandelt hat. Deshalb besteht
Versicherungsschutz gem. Â§ 539 Abs 2 RVO. Das Ereignis vom 14.08.1993 ist als
Arbeitsunfall anzuerkennen.

Die Berufung des KlÃ¤gers ist daher begrÃ¼ndet. Das Urteil des SG Bayreuth sowie
die Bescheide der Beklagten sind aufzuheben. Der Berichterstatter konnte insoweit
als Einzelrichter entscheiden (Â§ 155 Abs 3 und 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 27.09.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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